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Amtlicker Teil .
Das staatliche Murgwerk .

" In letzter Zeit ist mehrfach das Gerücht aufgetreten, daß
in Forbach und Umgegend Bau- und Installationsmaterialien
für das Murgwerk in großer Menge lagerten, die dem Ver¬
derben und der Wertminderung ausgesetzt seien. Das Gerücht
ist völligunzutreffend . Die für Bau - und Betriebs¬
zwecke vorhandenen Materialien halten sich in durchaus mäßi¬
gen Grenzen. Sie sind in ordnungsmäßiger Weise, soweit
nötig» unter Dach und Fach gelagert und daher keineswegs
dem Verderben ausgesetzt .

Sollte sich das Gerücht aus die in der Nähe der Raumünzach-
fassung lagernde Rohrleitung beziehen , so wäre zu bemerken ,
daß diese für das demnächst in Angriff zu nehmende Baukraft¬
werk für den weiteren Ausbau des Murgwerks zu besonders
günstigem Preis beschafft worden ist.

EieAnnabmedesMtLmatums
Wie vorauszusehen war , ist die Regierungsbildung im

Reich im Zusammenhang mit der Beantwortung der
Frage , ob wir das Ultimatum der Entente annehmen wol¬
len oder nicht , erfolgt . Erst mutzte man sich darüber klar
werden, wie die Parteien zu dieser Frage stehen . Es
mutzte eine parlamentarische Mehrheit entweder für die
Annahme oder für die Ablehnung auf die Beine ge¬
bracht werden.

Nach eingehenden Beratungen innerhalb der Fraktio¬
nen und nach ebenso eingehenden Besprechungen der
Parteiführer untereinander und mit den Geschäftsträgern
der fremden Mächte hat sich im Lauf der beiden letzten
Tage eine Mehrheit für die Annahme ergeben.
Folgerichtigerweise haben dann die Parteien , die diese
Mehrheit ausmachen, auch die neue Regierung gebildet.
Sie besteht aus dem Zentrum , den Sozialdemokraten
und den Deutschdemokraten. Die Tatsache, datz die
Deutsche Volkspartei sich auf den Standpunkt der Ab¬
lehnung festlegte und damit von der Mehrheit abrückte,
hat es der Sozialdemokratie erleichtert, ihre bisherige
Politik dev Abstinenz zu verlassen und sich wieder an der
Regierung zu beteiligen . Offenbar hätte sich die Sozial¬
demokratie aber auch mit der Mitarbeit der deutschen
Volkspartei im Kabinett abgefunden , falls sich diese Par¬
tei für Annahme erklärt hätte .

Das neue Reichskabinett ist ein Kabinett Wirth -
Bauer -Schiffer . Daß der bisherige Reichsfinanzminister
Professor Dr . Wirth zum Reichskanzler ernannt wor¬
den ist, wird bei uns in Baden mit Freude verzeichnet
werden. Wieder ist es ein Badener , der an leiten¬
der Stelle die Reichsgeschäfte zu führen hat . Den poli¬
tischen Fähigkeiten Dr . WirthH dürfen wir weitgehen¬
des Vertrauen entgegenbringen . In innerpolitische r-
Hinsicht empfiehlt er sich ganz besonders als aufrichtiger
und überzeugter Vertreter der demokratischen Staats¬
idee und als ein Mann von Charakter und Entschlossen¬
heit. In den Augen aller rechtsgerichteten oder nach
rechts schielenden Elemente unseres Volkes galt seine Zu¬
gehörigkeit zu dem bisherigen Kabinett als das stärkste
Hindernis einer erfolgreichen politischen Orientierung
im Sinne der Reaktion. Die Deutsche Volkspartei
würde zweifellos einem Kabinett mit Dr . Wirth an der
Spitze nicht zugestimmt haben.

MiS die übrigen Männer des Kabinetts betrifft , so
ist der Sozialdemokrat Bauer (Vizekanzler und Reichs-
fchatzminister ) aus seiner früheren Reichskanzlertätigkeit
bekannt : der neue Reichsminister des Innern Dr .
Gradnau er hat sich seiner Zeit als sächsischer Mi¬
nisterpräsident die Achtung auch der nicht sozialistischen
Parteien erworben. Wirtschaftsminister ist der Sozial¬
demokrat Robert Schmidt geworden , der schon
früher einmal Wirtschaftsminister war . Auch der deutsch¬
demokratische Führer Dr . Schiffer war schon einmal
Reichsjustizminister. Die Ministerien der Reichswehr ,
der Post , des Verkehrs, der Ernährung und der Arbeit
bleiben in der Hand ihrer bisherigen Chefs . Die Ge¬
schäfte des Auswärtigen wird einstweilen der Reichs¬
kanzler selbst wahrnehmen , bis ein geeigneter Mann für
die Übernahme dieses zur Zeit wichtigsten Ressorts ge¬
funden ist. Das Reichsfinanzministerium und das Wie¬
deraufbauministerium werden erst tzn den nächsten Tagen
besetzt werden.

Sehen wir uns nun die Mehrheit an , mit welcher
Sestern der Reichstag die neue Regierung zur Annahme
Des Ultimatums ermächtigt hat , so müssen wir leider

sagen, daß sie nicht sehr imponierend ist. Mit
221 : 175 Stimmen bei einer Stimmenthaltung hat der
Reichstag seinen schicksalsschweren Entschluß gefaßt .

Daß die ,>Deutschnationalen " geschlossen gegendie Annahme stimmen würden , war bekannt. Inner¬
halb der Deutschen Volkspartei Waran noch bis
vorgestern die Meinungen geteilt. Hatte sich doch selbst
der offizielle Führer der Partei , Herr Stresemann , zuder Erkenntnis durchgerungen, daß man annehmen
müsse . Im letzten Augenblick ist dann der Umschwung
erfolgt , und zwar auf den Druck des schwer-industriellen
Flügels hin und vielleicht auch aus Angst, datz die
„Deutschnationalen " aus einer zustimmenden Haltung
der Deutschen Volkspartei gar zu gutes Propaganda¬
material herausschlagen könnten.

Daß die Fraktionsmitgliedec der Deutschen Volks¬
partei restlos gegen die Annahme gestimmt haben, darf
wohl angenommen werden. DieBayerischeVolks -
Partei hat dann gleichfalls gestern im Reichstag er¬
klären lassen , daß sie das Ultimatum nicht annehmen
könne. Die drei eben genannien Parteien verfügen zu¬
sammen aber durchaus nicht über 175 Stimmen . Es
müssen also etwa annähernd die Hälfte der Demokraten ,die Kommunisten und einige Zentrumsabgeordnete eben¬
falls gegen die Annahme gestimmt haben.

Für eine sichere Führung der Regierungsgeschäfte
reicht die Mehrheit natürlich vollkommen aus . Im Hin¬
blick auf das Ausland wäre jedoch eine etwas imposan¬
tere Mehrheit sehr zu wünschen gewesen . Frankreich
wird sich die Tatsache, daß eine starke Minderheit gegen
die Annahme des Ultimatums gestimmt hat , als will¬
kommenes Agitationsmittel gegen Deutschland sicherlich
nicht entgehen lassen . Daraus erwächst für die
Mehrheitund ihreRegierung ganz von selbst
die eiserne Pflicht , mit rücksichtsloser Entschieden¬
heit alles zu tun , um nun aber auch wirklich eine ziel-
bowutzte Fortführung der Politik nach- dem klaren Wil¬
len der Mehrheit des Volkes zu gewährleisten. Mit
Kompromissen und Paktierungsgelüsten wird man der
Minderheit doch nicht beikommen können. Im Gegen¬
teil : eine jede Nachgiebigkeit, ein jedes Zeichen von
Schwäche wird von dieser reaktionslüsternen und von
nationalistischen Wahnvorstellungen beeinflußten Mino¬
rität sehr geschickt für die eigenen Zwecke und Ziele aus¬
genutzt werden. Wir müssen unsere Politik jetzt endlich
einmal fest legen auf eine bestimmte Linie .
Diese Linie ist durch die Annahme des Ultimatums vor¬
gezeichnet . Ein jedes Abweichen von ihr müßte uns die
Katastrophe bringen !

Die Notwendigkeit der Annahme des Ulti¬
matums kann nicht besser begründet werden , als
durch die Worte , die gestern Reichskanzler Dr . Wirth
hierzu gesprochen hat . Eine Ablehnung würde
bedeuten : die Zwangsvollstreckung über
unsere ganze Volkswirtschaft , Sklaven¬
arbeit unter Aufficht feindlicher Besatzun¬
gen , Auslieferung der Grundlage unserer

ganzen industriellen Tätigkeit , die Zerrei¬
ßung unseres doch stark geschwächten Wirtschafts¬
körpers , die Verelendung unseres ganzen Er¬
werbslebens . Aber noch ungeheurer müßte die
Wirkung einer Ablehnung sein für die politische
ExistenzunseresReiches . Hier steht allerdings
mehr als Geld und Gut auf dem Spiele . Um das
Reich und seine Einheit zu retten und
deutsches Land vor der Gefahr einer
feindlichen Invasion zu bewahren , hat
sich die Mehrheit zur Annahme des Ulti¬
matumsbereiterklärt . Die Annahme des
Ultimatums beseitigt die drohende Be¬
setzung des Ruhrgebietes . Die vielfach ge¬
äußerte Besorgnis , daß es ans jeden Fall zum Einmarsch
kommen werde, findet in dem Wortlaut des Ultimatums
keine Stütze .

Es ist schwer zu verstehen , wie gar gerade solche Par¬
teien , die sich eines ganz besonders feinen National¬
gefühls rühmen , gegen die Annahme des Ultimatums
stimmen konnten. Nur völlige politische Verblen¬
dung oder das Vorwalten von ganz bestimmten In¬
teressen vermögen diese Haltung zu erklären . Wäre
ss nach dem Willen der Minderheit gegangen, so würde
allerdings das eintreten , was nach den Worten des Grafen
Sforza gerade ein jeder vaterländisch fühlende
Staatsmann verhindern muß , nämlich die Besetzung
heimatlichen Gebietes durch feindliche Truppen ; und es
würde darüber hinaus der erste Arthieb getan werden

können, der die politische und wirtschaftliche Existenz de»
deutschen Volkes wirklichen der Wurzel trifft .

Wir müssen es sesshaften für alle Zeit, daß es ge¬rade die nationalistischen Parteien ge¬wesen sind , die dem Vaterlande solches zu -
gemutet haben . Die Ausrede , daß ein energischer
Widerstand die Entente zur Raison bringen werde, hat
nach den Erfahrungen der letzten Monate tvahrlich keine
Geltung mehr . Wer heute noch glaubt , daß die Entente
sich durch Trotz und Ablehnung zu unseren Gunsten wird
belehren lassen, der ist unbelehrbar , dem ist nicht mehr
zu helfen ! Aber unter allen Umständen muß verhindertwerden , daß diese Politiker , die mit ihrem Tun
und Treiben die furchtbarste Gefahr für un¬
ser Vaterland sind , irgendwie und irgendwoeinen faktischen Einfluß auf die Entschlüsse und Maß -
nahmen der Reichsregierung gewinnen.

Zunächst werden ja sicher zum mindesten die
„Deutschnationalen " zu der neuen Regierungund ihrer Politik in schärfste Opposition treten .Der fromme Wunsch des Abgeordneten Dr . Haas , daßkeine Partei jetzt die Regierung sabotieren dürfe, und
daß alle Parteien dann , wenn das Ultimatum angenom¬men ist, auf seinen Boden treten müßten, wird ein from-
mer Wunsch bleiben. Die Parteien der Rechten haben
das Ergebnis der Abstimmung mit „Pfuirufen " ausge¬
nommen , der beste Beweis dafür , daß sie gar nicht daran
denken, die wahrlich vaterländischen Motive, die diK
Mehrheit leiteten , anzuerkennen.

Größenwahn und Selbstüberschätzung , politische Ver¬
blendung und Einsichtslosigkeit beherrrschen die Politik
dieser Parteien . Und hinzu kommt bei ihren einfluß¬
reichsten Drahtziehern der Interessen st and -
Punkt , der in den Augen des Großindustriellen und
Großkapitalisten allerdings die Besetzung des Ruhr -
gebietes und die sich daraus ergebenden Folgen durch¬aus nicht als das Übel erscheinen läßt , das es für die
Massen unseres Volkes und für alle wirklich national
empfindenden Deutschen ist. Die Großindustriellen und
die Großagrarier , die die Politik der Deutschen Volks-
Partei und der Deutschnationalen Volkspartei mitzube¬
stimmen haben , würden persönlich allerdings mit ihrem
Geldbeutel kaum schlechter fahren, falls die in dem Ulti¬
matum angedrohten Sanktionen durchgeführt würden.
Ja , wahrscheinlich haben sie bereits berechnet, daß sie
dann noch mehr und noch besser verdienen würden«Wird dagegen das Ultimatum angenommen, müssen wir
die Reparationssumme zahlen, so werden diese Schichten
allerdings wohl oder übel Opfer bringen müssen , nach-
dem es ihnen gelungen ist , sich bisher um so manches
Opfer herumzudrücken. Vielleicht wird dann auch wie¬
der ein Erzberger kommen , der ihnen die Taschen öffnet
und sie zwingt , ihren Nationalismus nicht nur durch Ge-
schrei , sondern auch durch Taten zu beweisen !

* „Das Reichsgericht und das
badische Regierungsblatt".

Unter dieser Überschrift polemisiert Landgerichtsrat Schä¬
fer - Konstanz in der „Südd. Ztg .

"
gegen die „Karlsruhes

Zeitung " , weil sie einen Artikel ihres Mitarbeiters Dr. Alt¬
mann abgedruckt hat, in welchem kritisch über die Frage ge¬
sprochen wird, ob es richtig war, daß mit der Aburteilung!
der Kriegsverbrecher lediglich das Reichsgericht betraut wurde«
Herr Schäfer unterschlägt seinen Lesern die Tatsache^
daß wir jenen Artikel mit einer Fußnote versehen habe«, ich
welcher wir ausdrücklich sagen, daß wir uns nicht mit
jeder Einzelheit identifizieren wollen . Ein«
solche einschränkende Bemerkung vorausgesetzt , halten wiic
uns allerdings nicht nur für berechtigt, sondern geradezu füg
verpflichtet, auch solchen Darlegungen Raum zu geben, di«!
in ernsthafter Weise an dieser oder jener Maßnahme Kriti»
üben.

Ob die Kritik Dr . Altmanns in allen Punkten zutrifft, kön¬
nen wir natürlich nicht entscheiden. Datz sie zuträfe , wem»
man das Reichsgericht nach dem Artikel des LandgerichtSrat»
Schäfer beurteilen wollte , ist sicher . Denn dieser Herr rst
allerdings indem vorliegenden Fall nicht imstand«!
gewesen, die „ Objektivität und Unparteilichkeit" aufzubringen,
die für eine leidenschaftslose Rechtsprechung Voraussetzung !
sind . Er hat jene, für die Beurteilung unseres Verhalten»
entscheidende Fußnote seinen Lesern unterschlagen , un»
er. hat sich zu einer Polemik Hinreitzen lassen, die völlig subjek¬
tiv von parteipolitischen Tendenzen bestimmt ist .



^su alledem hat . er . noch eine u n w a h r e Behauptung
gefügt, die einer Beleidigung gleichkommt . Er hat behauptet,
der leitende Redakteur der „Karlsruher Zeitung "

„ habe seine
Hauptaufgabe darin erblickt , die gefallenen Fürsten zu besudeln
»md ihnen den Eselstritt zu versetzen .

" Das ist eine Ver¬
leumdung ! Wir fordern Landgerichtsrat Schäfer -Konstanz
hier in « Her Form austumgehend den Wahr -
D ei t -sbe weis für seine Behauptung zu erbrin¬
gen .

Die eisenerzeugende Industrie
im Isbre 1S20

I.
* Aus dem Reichswirtschastsmtnisterkum wird uns go-

schrieben :
Das Wirtschaftsjahr 1820 war für die eisenerzeugende In¬

dustrie eine Periode scharfer Gegensätze und starker Beun¬
ruhigungen . Der Beginn des Jahres brachte Schwierigkeiten
in der Erzeugung . Eisennot der Verbraucher und sprunghaft
gesteigerte Preise mit allen Anzeichen einer Hochkonjunktur.
Dagegen machten sich zum Jahresende bei einer Eisenerzeu¬
gung von leidlichem Umfang, völlige Lustlosigkeit der Märkte
und scharf sinkende Preise bemerkbar. Während des ganzen
Jahres lasteten auf der Industrie der Druck des Vertrages
von Versailles und daL Verhallen Frankreichs mit seinen
hemmeude» Einflüssen auf Transportwesen , Erzbeschafsuiig
und Kohlenversorgung, nicht minder der ständig wechselnde
Wertstand der Mark , politische Wirren , Streiks und die Vor¬
boten der auch das deutsche Wirtschaftsleben berührenden
Weltmarktkrise.

Die Erzversorgnng der deutschen eisenerzeugeuden Indu¬
strie war zu Jahresbeginn der Gegenstand ernster Sorge . Der
Friedcnsvertrag hatte Deutschland 79Proz . seiner Eisenerzför¬
derung genommen, nämlich von 85,9 Mill . t Erzen , mit 10,S
Millionen t Eiseninhalt (im Jahre 1913 ), 28,4 Millionen t
Erze mit 8,1 Millionen t Eiseninhalt . Und doch sollten die
75 Prozent der Deutschland verbliebenen Hochöfen mit einer
Erzeugungsfähigkeit von 12,8 Millionen r Roheisen (ein-
schließlich Saargebiet ) arbeiten und mit Erzen beschickt wer¬
den . Die Förderung der verringerten inländischen Erzbasts
konnte, wenngleich sie seit Ausbruch des Krieges erheblich ge¬
steigert worden war , den Bedarf der Hütten schon unter sonst
günstigen Verhältnissen nicht decken . Sie konnte es im ersten
Vierteljahr 1920 um so weniger, als sie durch Streiks mehr¬
fach gestört wurde . Es traf die Eisenerzeugung daher beson »
ders hart , daß selbst die inländische Erzsörderung infolge der
furchtbaren Zerrüttung des deutschen Verkehrswesens den
Werken nicht einmal zugeführt werden konnte. Die Abliefe¬
rung von 5000 der besten Lokomotiven und 136 000 Güter¬
wagen arcs dem im übrigen stark heruntergewirtschafteten
Wagen- und Lokomotivpark an Frankreich und die Übergabe
von weiterem rollenden Material an Polen und die Tschecho-
Slowakei , wie sie der Vertrag von Versailles Deutschland auf-
erlegt hatte , hatten den früher so zuverlässigen deutschen Ei¬
senbahnverkehr zu stark in Anspruch genommen.

Dazu gaben Eisenbahnerstreiks im Januar und April auf
der einen Seite , auf der anderen vermehrte Beanspruchung
der Bahnen infolge Hochwassers des Rheins , Streiks der Bin¬
nenschiffer, Festlegung von rollendem Diaterial in Trans¬
porten für den Feindbund , ungleichmäßige Belastungen , her¬
vorgerufen durch Streckensperre aus den Überschichten im
Ruhrgebiet immer neue» Grund , den Erzversand ins Stocken
zu bringen , und die Gruben zu zwingen, ihre Förderung
auf Halde zu stürzen.

lim so empfindlicher wirkte zunächst die in Fortsetzung des
Versailler Vertrages von Frankreich befolgte Ausfuhrpolitik
bei Minetteerzen . Diese hatten bisher das Hauptkontingent
des deutschen Erzverbrauches gestellt . Bis zum Januar 1920
hatte Frankreich, das für seine Hochöfen dringend Koks not¬
wendig hatte , auf Grund des „Luxemburger Abkommens"
1,25 t Minette gegen 1 t Koks, wenn auch nicht in voller
Höhe des deutschen Anspruchs, geliefert . Monatlich handelte
es sich dabei um Lieferungen in Höhe von etwa 200 000 t
Minette . Dieses Abkommen wurde jedoch mit dem Abschluß
des Friedensvertrages nicht erneuert und Frankreich ließ zu¬
nächst nur die Menge Minette an Deutschland heraus , um die
es noch aus dem Luxemburger Abkommen im Rückstand war.
Im April stockte infolge der Streiks der Lothringer Gruben -
und Eisenbahnarbeiter die Minettelieferung fast ganz.

Ein Teil der fehlenden französischen Zufuhren konnte aus
den Vorräten der Hütten me Minette und Schwedenerzen ge¬
nommen werden, oder wurde durch die erhöhte Anwendung
von Schrott im Hochofen ersetzt . Ausschlaggebend für eine
altsreichende Versorgu ng der eisenerzeugenden Industrie mit
Erzen blieb die Erzzufuhr aus Schweden und Spanien . Auch
diese hatte der Feindbund , da er sie nach Aufhebung der
Blockade schon nicht unterbinden konnte, denkbar erschwert.

Die große Knappheit an neutralem Frachtraum , die stark
steigenden Frachtraten für neutralen Schiffsraum und der
bis Anfang März ständig sinkende Wertstand der Mark be¬
deuten für die deutschen Hütten zugleich Unzulänglichkeit und
wesentliche Verteuerung ihres ausländischen Erzbezuges wäh¬
rend der ersten Monate des Jahres 1920 . In dieser Notlage
wurden zunächst kleinere, bisher für den Erztransport nicht
benutzte deutsche Schiffe auf Erzfrachten umgestellt. Bei zu¬
nehmendem Angebot von neutralem Schiffsraum und bei den
durch das Steigen der Mark verbilligten Frachten konnten
dann aber von etwa Mai an für die eisenerzeugende Industrie
Erze aus Schweden und Spanien in steigenden, Maße heran¬
geführt und trotz eines Streiks der schwedischen Grubenarbei¬
ter. im Juni der Ausfall an Minette ausgeglichen werden.

Seit etwa Mitte des Jahres bildete sich sogar ein Mißver¬
hältnis zwischen dem deutschen Bedarf , der aus Brcnnftoff -
mangel und infolge geminderten Roheisenverbrauchs zurück -
ging, einerseits und dem dringlichen ausländischen Erzangebot
andererseits heraus . Tie Erzpreise gingen zurück ; da gleich-
zeitig auch die Frachtraten weiter sanken , wurde der Erzbezug
zu angemessenen Preisen auch dann nicht gestört, als die Ent¬
wertung - er Mark sich von August 1920 ab wieder durchsetzte
und bis Anfang November anhielt .

Die durch Frankreichs Politik erzwungene Umstellung der
Hüttenwerke von Minette auf hochprozentige Auslandserze
stellte sich sogar für die deutsche Wirtschaft als ein technischer
Fortschiritt heraus und regte zur Beibehaltung dieses Mittels
an , als der Grund seiner Einführung weggefallen war . Das
wirtschaftliche Ergebnis des Hochofenprozeffesbei der Verhüt¬
tung von schwedischen und deutschen Erzen mit einem Zu -
Mäg spanischer und amerikanischer Erze ist nämlich wegen
- es geringeren Koksverbrauchs, auf den besonders zu achten
sich die Werke durch die Verhältnisse auf dem Brennstoff -
markt gezwungen sahen, günstiger als bei der Verhüttung von
Minette , so daß Deutschland, so lange wir van dem Auslande
ausreichend hochprozentige Erze beziehen können, nicht auf
den Bezug von Minette in dem Maße angewiesen ist, wie es
eine Zeit lang den Anschein hatte . Als daher unter dem
Druck der eigenen Wirtschaftslage Frankreich seine Ausfuhr¬

politik für . Minette änderte und dom 18 . Sepie,nber an
150000 t Minette monatlich zur Ausfuhr nach dem unbesetz¬
ten Deutschland freigab mußte es die Erfahrung machen , daß
diese Mengen trotz der nachgegebenen Preise im Dezember
nicht einmal mehr von Deutschland voll abgenommen wurden .

Der aus dem Brennstofsmangel und aus dem Streben nach
größtmöglichster Verbilligung der Schmelzkosten geborene
Trieb zur Verhüttung hochwertiger Erze und deren starkes
Angebot hat leider dem Absatz der inländischen Erzgruben
empfindlichen Abbruch getan und diese im Kriege unentbehr¬
lichen Gewinnungsstätten einem Rückbildungsprozeß unter¬
worfen , der sie zwang, sich in ihrem Betriebsumfange und in
der durch eine wirtschaftliche Verwendbarkeit bedingten Markt ,
fähigkeit ihrer Erze nach und nach wieder den Verhältnissen
der Vorkriegszeit anzupaffen .

Ebenso wie bei der Erzversorgnng war in den ersten Mo¬
naten des Jahres 1920 die Bersor- ung der eisenerzeugeuden
Industrie mit Kohle bezw. Koks völlig unzureichend. Die
politischen Wirren zerstörten die erfreulichen Ansätze vermehr¬
ter Förderung , die das Ende Februar im Rheinisch-Westfäli¬
schen Kohlenrevier abgeschlossene Äberschichtenabkommenschon
gezeitigt hatte und der trostlose Zustand der Verkehrseinrich-
tungen ließ es nicht zu, die geförderten Kohlen den Bedarfs¬
stellen zuzusühren . Dazu verlangte der Feindbund von dem
Wenigen an Kohle, das überhaupt gefördert und bewegt wer.
den konnte, auf Grund des Vertrages von Versailles uner¬
bittlich zunächst etwa 1 Million t monatlich. Die Folge war,
daß in Deutschland eine Reihe von Hochöfen ausgeblasen und
viele andere gedämpft werden mußten , und daß die weiter¬
verarbeitenden Betriebe in großer Zahl znm Erliegen kamen.
Selbst Werke mit eigenen Zechen machten davon keine Aus¬
nahme .

Kaum hatte ein warmes Frühjahr einen frühzeitigen Rück¬
gang des Kohlenbedarfes für Hausbrandzwecke, das Verfah¬
ren von Überschichten eine Mehrförderung und die Besserung
der Transportverhältniffe , welche wieder das Wfahren von
Haldenbeständen gestattete, etwa Mitte Mai beginnend eine
Erleichterung der bis dahin verzweifelten Kohlenlage gebracht,
als das Diktat von Spa die gesamte deutsche Industrie in die
kaum überwundene Brennstoffnot wieder zurückstietz. Der
Aderlaß von monatlich 2 Millionen t Kohle , setzte fast gleich¬
zeitig mit dem Beginn der Hausbrandversorgung für den
kommenden Winter und einer neuen der deutschen Industrie
ungünstigen Verteilung oberschlesischer Kohle durch die En¬
tente ein. Durch umfassende Verwendung von Ersatzbrenn-
stoffen, vor allem von Braunkohle , durch Steigerung der För¬
derung mittels Verfahrens von Überschichten , die nur im Juli
kürzere Zeit verweigert wurde, und durch Ergänzung dieser
Förderung dank günstiger Transportverhältniffe aus den Hal¬
den der Zechen und den geringen Vorräten der Werke gelang
es. eine Zeit laug die Last der Kohlenabgabe an die Entente
für die eisenerzeugende Industrie weniger fühlbar zu machen .
Als dann aber die Verkehrslage der Eisenbahnen im Herbst
wie stets gespannter wurde und im November und Dezember
ein ungewöhnlich ungünstiger Wasserstand den Verkehr auß
denr Rhein und den Kanälen zum Stillstand brachte, gleich¬
wohl aber die Kohlenlieferungen an den Feindbund in voller
Höhe fortgesetzt werden mußten , ließen sich einschneidende
Betriebseinschränkungen bei der eisenerzeugenden Industrie ,
vor allem in den Walzwerksbetrieben nicht mehr vermeiden,
zu einem Zeitpunkt , zu- dem Frankreich und Belgien so sehr
in deutscher Spakohle schwammen, daß die dortigen Kohlen¬
gruben zum Teil sogar aus Absatzmangel Feierschichten ein-
legen mußten , und zu dem die eisenerzeugende Industrie die -
ser Länder in voller Beschäftigung stand.

Die Resultate dieser Entwicklung ergibt folgendes Bild des
Wirkungsgrades und des Umfangs der Erzeugung der eisen¬
schaffenden Industrie Deutschlands während der einzelnen
Zeitabschnitte.

Vom Beginn des Jahres bis etwa Mitte April zieht sich
infolge einer Häufung von Schwierigkeiten auf allen Gebieten
eine Periode starker Drosselung der Erzeugrxmg und eines
unwirtschaftlichen Arbeitevs der Werke und Betriebe , deren
Selbstkosten daher stark steigen und denen die Abtretung ihrer
Auslandskredite außerdem schwere Lasten auferlegt . Wie
stark der Rückgang der Erzeugung gewesen ist , geht daraus
hervor , daß im Monatsdurchschnitt des ersten Vierteljahres
1920 nur etwa 40 Prozent an Roheisen und 48,2 Prozent an
Rohstahl der monatlichen Durchschnittserzeugun,g des Jahres
1913 hergestellt wurde.

Ende April setzten da»" günstigere Vorbedingungen und
ein Ansteigen der Produktion ein.

Der August brachte als Folge des Spa -Abkommens eine
Einschränkung der Brennstoffversorgung der Eisen- und
Stahlwerke , welche bisher auch schon nur mit etwa 55 Prozent
ihrer Leistungsfähigkeit mit Kohle hatten beliefert werden
können, um weitere 12,5 Przent . Damit setzte uiwermittelt
ein Rückschlag in der Erzeugung ein . Die Höhe der Juli¬
erzeugung hat sich nicht wieder erreichen lassen.

Wenn es der eisenschaffenden Industrie trotz dieser Hemm¬
nisse und der später noch zu erwähnenden ungünstigen Markt -
Verhältnisse überhaupt gelungen ist , ihre Produktion aus die
tatsächlich erreichte Höhe zu bringen , so ist das in erster Linie
der tatkräftigen Initiative der Werke zu verdanken.

Die erreichte Höhe der Erzeugung wäre auch undenkbar
gewesen ohne den ehrlichen Arbeitswillen der großen Mehr¬
heit der Arbeiter und Angestellten. Nachdem die gewaltige
politische Bewegung der Märztage , welche die deutschen In¬
dustriegebiete mit alleiniger Ausnahme Oberschlesiens zum
Kampfplatz gemacht und jede Erzeugung dort erstickt hatte ,
abgeflaut und Ordnung und Arbeitsmöglichkeit wieder ein¬
gezogen waren ist es zu ernstlichen Arbeitsstörungen im Laufe
des Jahres 1920 nicht wieder gekommen. Nicht nur , daß die
Arbeiter der Idee des Preisabbaues ihrerseits Opfer brachten
und durch Verzicht auf weitere Lohnbewegungen für längere
Zeit den Grund einer wohltätigen Stetigkeit der wirtschaft¬
lichen Entwicklung legten , auch die Leistungen der Arbeiter
hoben sich, und ruhige Überlegung griff auch gegenüber dem
Akkordlohnsystem wieder Platz , das vielfach erneut Eingang
fand und Erfolge erzielte .

politische Neuigkeiten .
Regierungsbildung

und Annahme des Ultimatums .
Der Reichspräsident hat den «bisherigen Finanzminister

Dr . Wirth unter Ernennung zum Reichskanzler mit der Bil¬
dung des Kabinetts beauftragt und nach seinen Vorschlägen
folgende Reichsministei: ernannt : Reichsschatzministerium und
Vizekanzler Bauer , Inneres Dr . Gradnauer , Wirtschaft Ro¬
bert Schmidt, Justiz Dr . Schiffer, Heer Dr . Gehler , Post
GieSbertS, Verkehr Gröntr , Arbeit Dr . Brauns , Ernährung
HermrS , Äußeres mit einstweiliger Wahrnehmung der Ge¬
schäfte Dr . Wirth , Finanz und Wiederaufbau noch unbe¬
stimmt.

-vm S Uhr abends versammelte sich der Reichstag zur « n»
gegennahm « einer Erklärung der neuen Regierung .

Reichskanzler Dr . Wirth führte folgendes auS :
Der Herr Reichspräsident hat mich ersucht , die Kabinett «»

bilduny zu übernehmen , und ich habe geglaubt , in einer sh
«ntscheidungsschweren Stunde mich diesem Rufe nicht end.
ziehen zu dürfen . Dr . Wirth stellt hierauf das npug-bildete
Kabinett vor und erklärt , daß die Ergänzung des Kabinett «
in Erwägung aller für seine Zusammensetzung wesentlichen
Gesichtspunkten unverzüglich in Angriff genommen wird . —
Der Redner fährt fort : Meine Damen und Herren ! In
dieser schweren Stunde ist die Entscheidung des Reichstages
über das Ultimatum der alliierten Regierungen herbeizuführen .
In langwierigen unh eingehenden Verhandlungen haben Sie ,
meine Damen und Herren , sich Ihre Meinung über Inhalt
und Bedeutung des Ultimatums gebildet. Im Hinblick auf
den Ablauf der Frist muß ich Sie bitten , dieser Ihrer Mei¬
nung durch unverzüglichste Entschließung Ausdruck zu geben.

Es bleibt uns keine andere Möglichkeit als Annahme »der
Ablehnm >». So hat dies der Sieger beschlossen. Das Ja
bedeutet , daß wir uns bereit erklären , die schweren finan¬
ziellen Lasten, die man Jahr für Jahr von uns fordert , in
friedlicher Arbeit zu tragen . Die Ablehnung aber würde be¬
deuten die Zwangsvollstreckung über unser« ganze Volkswirt¬
schaft , würde bedeuten Sklavenarbeit unter Aufsicht feindlicher
Besatzungen , würde bedeuten die Auslieferung der Grund¬
lage unserer ganzen industriellen Tätigkeit , und die Zerrei¬
ßung unseres so stark geschwächten WirtschaftSkürpers, di«
Verelendung unseres ganzen Erwerbslebens wäre die Folge .
Aber noch ungeheurer könnte sich die Wirkung auslösen für
die p» litische Existenz unseres Reiches. ES steht mehr alS
Geld nnd Gut auf dem Spiele . (Sehr richtig.) Es handelt
sich um die ganze Zukunft unseres hartgeprüftrn vielgeliebten
Vaterlandes , darum , das Reich und seine Einheit zu retten ,
und deutsches Leben vor der Gefahr feindlicher Invasion zu
bewahren nnd die deutsche Freiheit zu retten . (Lachen bei
den Kommunisten .) Dafür ist das deutsche Volk zu der»
höchsten materiellen Opfern bereit .

Dir deutsche Regierung nimmt aus diesem Grunde da«
Ultimatum an . Wir wissen , daß mit dieser Annahme ge¬
waltige Folgen verknüpft sein werden für die Gestaltung un¬
seres Wirtschaftslebens , wie vor allem, daß die Wirkungen
für die weltwirtschaftliche Eingliederung Deutschlands autzer-
ordentlich schwer sein werden.

Die Berantwortung für die volkswirtschaftlichen Folgen
liegt bei der Gegenseite. Nur durch Leistungen können Witz
unsere Gegner von der Aufrichtigkeit unseres Wollens über¬
zeugen und dadurch oie Atmosphäre schäften, in der ein« er¬
trägliche Handhabung der Londoner Beschlüsse im Rahmest
unserer Leistungsfähigkeit gesichert wird . Durch die Annahme,
des Ultimatums beseitigen wir die drohende Besetzung de«
Ruhrgebietes . Die vielfach geäußerte Besorgnis , daß es auf
jeden Fall , mögen wir unterzeichnen oder nicht, zum Ein¬
marsch kommen würde , findet in denr Ultimatum keine Stütze -
Rach seinem Sinn und Wortlaut bildet die Abstandnahme
von Sanktionen , insbesondere die Nichtbesetzung des Ruhr »
gedietes, die Grundlage der Annahme des Ultimatums .

Daß wir bei dieser schicksalsschweren Entscheidung unserer»
Blick auch auf Oberfchlesien richten, bedarf keiner Begrün¬
dung . In dieser Hinsicht vertrauen wir fest auf das Ergeb¬
nis der Volksabstimmung. Worauf es jetzt ankommt , ist, daß
die alliierten Regierungen den von polnischer Seite gemach
ten Bersnch, eine allem Rechte hohnsprechende vollendete Tat¬
sache zu schaffen , nicht dulden, daß aus keinen Fall ein Pol
nischer Diktator die wenigen Rechte , die uns der Friedens
vertrag gibt, mit Füßen tritt . Dieser Friedensvertrag » «ru¬
dern uns nun die ganzen Lasten auferlegt werden , begründe
für die alliierten Regierungen peinliche Pflichten . Die neue
Regierung empfiehlt Ihnen nach gewissenhafter Prüfung di»
Annahme des Ultimatums . (Beifall .)

Nach der Erklärung des Reichskanzlers trat das Haus in dis
Besprechung ein.

Für die Sozialdemokratie gab Abg . Wels eine Erklärung ,
ab, die besagt die politische Verantwortung für die Annahme
und Ausführung des Ultimatums falle nach Auffassung dev
sozialdemokratischen Reichstagsfraktion den Parteien zu, ine
am meisten zur Verlängerung des Krieges und zur Vermeh¬
rung seiner Lasten beigetrag ^en hatten . Da aber jene Par¬
teien in schwerster Stunde versagten uild auf einer Politik
beharren , die unmittelbar zur Auslieferung deutscher Landes¬
teile in Feindeshand führt , hält es die sozialdemokratische
Reichstagsfraktion für ihre Pflicht , auch heute die von den
eigentlichen Verantwortlichen im Stich gelassene Ausgabe mit
zu übernehmen . Die sozialdemokratischeReichstagsfraktion hat
daher ihre Teilnahme an einer Regierung beschlossen, die durch
Annahme des Ultimatums Deutschland vor unmittelbar kata-
strophalen Folgen, die eine Ablehnung zur Folge hätte , retten
und den ehrlichen Versuch machen will, die uns auferlegten
Verpflichtungen nach bestem Können zu erfüllen . Zur Lö» .
sung dieser schwierigen und verantwortungsvollen Aufgabe
bedarf die Regierung der Einsicht und der hingebungsvollen
Unterstützung der breitesten Volkskreise . AuS diesem Grund «
find wir znr Unterstützung der neuen Regierung bereit . (Leb¬
hafter Beifall bei den Sozialdemokraten .)

Abg. Trimborn gab namens der Zentruinsfraktion eine Er .
klärung ab , in der es heißt : Bei der Abwägung der Gründe
für und gegen die Ablehnung haben wir es für wahrscheinlich
gehalten , daß die deutsche Regierung und das deutsche Volk
bei der Annahme der Forderungen der Alliierten in seinen»
Fortbestand weniger gefährdet sei, wie bei den mit ihrer Ab¬
lehnung eintretenden Wirkungen . Im Falle der Ablehnung
wird mit der Besetzung des Ruhrgebietes gedroht. In der
Überzeugung , daß es für ine Erstarkung und für die Wieder¬
erhebung Deutschlands keinen anderen Weg gibt, als die Unter¬
schrift der Reichsregierung, haben wir uns entschlossen , unsere
Zustimmung hierfür durch unser Jawort zum Ausdruck zu
bringen , womit wir zugleich die Erfüllung unserer Entwaff¬
nungszusage aussprechen. Dem KMnett , das auf der Grund¬
lage der Bereitwilligkeit zur Unterschrift gebildet worden ist,
sprechen wir unser Vertrauen aus . (Beifall im Zentrum .)

Ab« . Dr . Strrsemon « (D . Vp. ) : Die Fraktion ist einmütig
der Auffassung, daß die uns im Ultimatum zugemuteten For¬
derungen nicht ertragen werden können, ohne zum Zusamm en.
bruch zu führen . Das Ultimatum erfolgt zu einer Zett . wo
unsere Grenzen noch nicht einmal seststehen , in der Heft söMer-



Gefahr , nm unsere Wehr im Osten auszugeben . Zudeiu
en unsere Forderungen auf Garantien wegen Aufhebung
Sanktionen keine befriedigende Antwort gefunden . Au»

htesem Grunde haben wir unsere Zustimmung zur Unter¬
zeichnung Nicht geben können. (Beifall rechts )

Abg. Hergt (D . Ri) : Die deutsche Regierung ruht auf
Schwachen Kühen . Die Erklärung der Sozialdemokratie schiebt
Hch Verantwortung dem Bürgertum zu. Dabei weih sie, dah

Hefe Voraussetzungen nicht zutrefsen . Es gibt niemanden im,
j Kolke, der diese Zuinutungen für durchführbar hält , Der
. ganze auswärtige Ausschuß, von rechts bis links, stand auf
diesem Standpunkt . Die Sozialdemokratie kann daher jetzt die
Derantwortung nicht ablehnen darüber , dah die deutsche Arbei¬
terschaft in widerstandslose Abhängigkeit vom Auslande ge¬
bracht wird. (Protestruf « links.) Der Reichskanzler hat ge¬
meint , die Ablehnung würde zu Sklaverei fuhren . In Afrika
DM man die Sklaverei akgeschafft . Durch dieses Ultimatum
Dtrd sie bei uns eingeführt . Die Oberschlesische Frage wird

veifelloS durch die Annahme in ein neues Stadium gebracht,
itglische Zusicherungen sollen dafür sprechen . Das bezieht

aber nur auf gewisse oberschlesische Bezirke, nicht auf daS
Minze , ungeteilte Öberschlesien . Die Regierung gibt sich also

' Hier großen Illusionen hin . Zusammenfafsend erkläre ich na¬
mens meiner Fraktion : Wir lehnen die Annahme des Ultima -
WmS ab, weil es unerfüllbar ist und seine Annahme das deut-
Dhe Volk in kurzer Zeit wieder vor die Frage wie heute stellen
» ürde, weil das Verlange n der Aburteilung der sogenannten

' Mrn gsverbrechen ohne Beweise mit der Würde Deutschlands
nick ! erträglich ist, weil die Entwaffnungsforderung mit der
Eiäierheit des Reiches nach außen und innen unvereinbar ist»
» eil die Garantiefordcrnngen das deutsche Volk aus der Reihe
der selbständigen Nationen streichen , weil dadurch unsere Kin¬
der und Kindeskinder zu Sklaven der Völker würden . Die
Nblrlmung würde uns die grüßten Leiden und Opfer auferle¬
gen . Aber wir können eine erträgliche Gestaltung der Frie¬
den ebedingungen erreichen, wenn unsere Feinde endlich einmal
ßmscrc » festen Willen zur nationalen Behauptung sehen. Sie
Wollen keinen Frieden , sondern die Vernichtung Deutschlands .
Wir wollen uns selbst treu bleiben, dem deutschen Willen Es
Wahrheit und Gerechtigkeit und in der Rotgemeinschaft die die
Weinde uns aufzwinqen , indem eine einmütige Willensgemein -
Ichast des deutschen Volkes geboren wird, die den Vernichtungs -

, ßoillcn der Feinde zuschanden mache . Wir wollen keine Ge-
»altpolitik, wir wollen in die Zukunft blicken . Einmal wird
kleutschland stark im Rate der Völker sein. (Großer Lärm ,
^ipp -Hipp- Hurrarufe links .)

(Präsident Loebe rügt , daß der Abg . Hergt eine vertrau -
Nche Mitteilung des Reichsministers Dr . Simons im Auswär¬
tigen Ausschuß hier wiedergegeben habe. Er bedauert das und

Httct die weiteren Redner , dies zu unterlassen .)
Abg . Ledebonr (U.S .) : Die Unabhängige Sozialdemokratie

ist zu dem Ergebnis gekommen, daß die Regierung das Ulti¬
matum infolge der angedrohten Gewaltmaßnahmen annehmeir
Muß. Wir verurteilen den Versailler Vertrag als einen Ge¬
waltfrieden des siegreichen Imperialismus ebenso die wirt¬
schaftlichen Folgen des Ultimatums als schwere Schädigung

^für die Arbeiterschaft. Die Besetzung des Ruhrgebietes würde
eine Arbeitslosigkeit von bisher nicht gekannter Ausdehnung

. herbeiführen , die das deutsche Wirtschaftsleben völlig vernichten
Würde . Die katastrophalen Erscheinungen würden verstärkt
durch die Ablehnung der Entwaffnung und der Verurteilung
der Kriegsverbrechen. Die Entente könnte das als eine Bös¬
willigkeit Deutschlands auslegen und aus dieser Stimmung
Heraus die Entscheidung Oberschlesiens zu ungunsten Deutsch¬
lands fallen . Ernstlich bemüht, mit der Durchführung der
Zahlungen Zeit zu gewinnen , schafft Deutschland wenigstens
«ine Atempause. Die unvermeidlichen Folgen der verderben -
schwangeren Entenlepolitik werden sich bald in den Entente¬
ländern zeigen, zunächst bei der Arbeiterschaft. Die Annahme
des Ultimatums ist das kleinere Übel . Wenn eine Partei in
dieser Stunde die Pflicht hätte , an ihre Brust zu schlagen und
zu sagen : Herr , sei uns Sündern gnädig, so sind es die Detusch-
nationalen , diese Hetzer im Weltkriege. Durch ihre totale poli¬
tische Unfähigkeit, die sie während des Krieges bekundet haben ,
Haben sie einen Entschuldigungsgrund . Den Reichskanzler aber
nehmen wir beim Wort , wenn er von der Freiheit des deut¬
schen Volkes spricht . Als erste Tat muß er eine allgemeine
Amnestie für alle politischen Verurteilten ohne Parteiunter¬
schied erlassen, der Ausnahmezustand muß fallen , die Sonder -
Herichte beseitigt werden. Das find die Taten , die wir ver¬
langen . (Beifall bei der äußersten Linken. )

Abg . Dr . Haas (Dem . ) führte aus . die Anschauungen in sei¬
ner Partei seien geteilt . Vielleicht sei viel gewonnen , wenn
Keit gewonnen sei . Seine Partei spreche die Erwartung aus ,
Haß nunmehr die Entente Oberschlesien befreien oder uns das
« echt geben wird, selbst für Ruhe und Ordnung zu sorgen.
Den Engländern und Italienern gebühre Dank für ihre Auf-
Vpfernng. Wird das Ultimatum angenommen , dann müssen
»alle Parteien auf seinen Boden treten . Keine Partei dürfe
Aackher die Regierung sabötieren . Seine Partei werde die
Negierung unterstützen.

Abg . Koenen (Komm.) bemerkt : Die neue Regierung ver¬
dient keinen Funken von Vertrauen . Die Besetzung des Ruhr »
Debietes würde der Entente ungeheure Schwierigkeiten machen,
« sonders dein englischen Imperialismus , denn die englische
Arbeiterschaft empfindet die Einfuhr der deutschen Kohle als
tzinen Streikbruch.

Abg . Dr . Heim erklärt namens der bayerischen Volkspartei ,
seine Partei könne das Ultimatum nicht airnehmen . Die baye¬
rischen Einwohnerwehren seien nicht als ständige Einrichtung
gedacht . Er hoffe , daß an den Abbau bald gedacht werden
Wune. Diesen Zeitpunkt zu regeln , hätten die Alliierten in
Her Hand, wenn sie der Aufstellung und der Entwicklung der
Sicherheitspolizei kein Hindernis stellen würde .
' Es folgt die Abstimmung über den Antrag Müller -Franken —
ükrimborn, die namentlich war . Der Antrag erklärt , daß der
Nrichstag damit einverstanden sei, daß die ReichSregiernng die
Hn Nltimatum geserderten Erklärungen adgibt . Der Antrag
Wird in namentlicher Abstimmnmng mit 221 gegen 175 Stim .
Hirn bei einer Stimmenthaltung angrnommen .

Das Ergebnis wurde von der Rechten mit Pfuirufen aus-
Drnommen.

Die nächste Sitzung findet heute Mittwoch 2 Uhr statt .

Mandlung in Bayern .
Innerhalb der bayrischen KoälitionSparteien machen sich,

so berichtet die „Franks . Ztg .
" aus München , Strömungen

Heilend , hie einen Wandel in der Haltung gegenüber dem
Ultimatum und den mit ihm verbundenen bayrischen Psso-
Alemcn in den Gereich der Wahrscheinlichkeit treten lasserr .
8war haben die Deutschnationalen noch in letzter Stunde
einen scharfen Appell an die deutschnationale Reichstags »
froktion gerichtet, in dem sie die schärfste Bekämpfung jeder
zur Unterschrift bereiten Regierung fordern , doch kommt cs,
was die Stellungnahme Bayerns betrifft , nicht ans die
Deutschnationalen , sondern in erster Linie auf die Bayrische
Kolkspartri an . In dieser Beziehung verdient antzer dem

HI .

rückhaltlosen Eintreten des dem Fraktion « ,« .sitzenden Held
nahestehende» „ Regensburger Anzeiger" für die Unterzeich¬
nung und dem immerhin sehr maßvollen Tone, - essen sich auch
der ablehnende Teil der Presse dieser Partei befleißigt , der
Umstand besondere Beachtung, daß, sich nach einer Mekmng
der „ München-Augsburger Abendzeitung" der geistige Führer
der bisherigen bayrischen Sonderpolitik , Dr . Heim , bei der
Abstimmung, im Reichswirtschaftsrat des Votums für »der
gegen enthalte« hat . Die „Bayerische Bolkspartei -Korrespon¬
denz" vertritt zwar gleichfalls noch den ablehnenden Stand¬
punkt , doch bereitet sie ihn mit dem Hinweis , daß man daS
bayerische Empfinden für die gesamten deutschen Interessen
unterschätze, wenn man außerhalb und vielleicht auch inner¬
halb Bayerns glaube , die politische Führung in Bayern gebe
nur deshalb den, Rat der Ablehnung, weil die Unterzeichnungd,e Einwohnerwehrfrage in ein neues kritisches Stadium
bringen werde. Die »Augsburger Postzeitung " kommt nacheiner eingehenden Prüfung aller für und gegen die Ableh-
nung sprechenden Momente zu der dringenden Forderung ^
daß, wie auch die Entscheidung fallen möge, das deutscheVolk ohne Unterschied der Parteien und Stände sich geschlos¬
sen hinter seine neue Regierung stellen und sie entschlossen ,
opfermutig unterstützen müsse . Das ist auch die Auffassung,von der sich die demokratische Partei leiten läßt .

Die düpierten Alliierten Frankreichs .
Wie die »B. J a. M .

" aus zuverlässiger Quelle erfährt , ist,
eS in der interalliierten Kommission in Oppeln zu einem of¬
fenen Bruch gekommen . Die italienischen und englischen Mit .
«lieber stehen den französischen in schrosfter Ablehnung gegen,über , denen sie vorwerfen, daß sie angesichts der Sachlage in
Öberschlesien »ersuche «, di , Lösung hinauszuziehen . Die Dif¬
ferenzen sind sogar rein persönlicher Natur geworden, und
es hat heftige Einzelaustritte zwischen Mitgliedern der Kom-
misston gegeben. Der zweite italienische Bevollmächtigte,der Umversitätsprofeffor Passagli hat sein Amt niedergelegtund ist abgereist, desgleichen haben zivei englische und ein ita -
ljenifcher Kreiskontrolleur wegen ungenügender Unterstützungum die Enthebung von ihrem Posten gebeten.

Die englische Presse wendet den Ereignissen in Oberschlesienwerter große Aufmerksamkeit zu . Die „Morningpost " meldetaus Beuthen, unter den alliierten Vertretern und Verant¬
wortlichen Stellen herrsche große Unzufriedenheit über die
Parteinahme , die von den Franzosen den polnischen Aufstän .
dischen gegenüber an den Tag gelegt worden sei . Bei Ausbruchder Aufstandsbewegung hätten die Franzosen mit 9 Bataillonen
Infanterie , Tanks, 1 Kavallerieregiment und Artillerie sich
untätig verhalten , während die Italiener , getreu der Al-
lnerten Pflicht, die Ordnung aufrecht zu erhalten , über IWMann Verluste hatten . Die geringen Verluste der Franzosen
seien hauptsächlich Nnglücksfällen zuzuschreiben. Im Land¬
kreise Beuthen erfuhr der britische Kontrolleur am Tage vor
Ausbruch des Aufstandes, daß die französischen Truppen in
feinem Gebiet auf eine Kompagnie herabgesetzt worden
wären . In Groß -Strelitz gaben auf Ansuchen des britischenKontrolleurs die französischen Artilleristen 5 Schuß ab ; dann
griff jedoch der französische Oberbefehlshaber ein. Die Demü -
tigung der britischen und italienischen Offiziere war vollständigund daS Prestige der Entente erlitt einen schweren Schlag .Die britischen und italienischen Mitglieder der Kommission
versuchten, unparteiisch zu sein ; die Franzosen traten jedoch
tatsächlich die Regierung in Oberschlesien an Korfanty ab,anstatt die erste Pflicht der Alliierten, die Ordnung aufrecht z»
erhalten , auszuüben . Die Polen hätten niemals den Aufstand
begonnen, wenn sie nicht zuvor der Haltung der Franzosen
sicher gewesen wären . Die Aufständischen hatten sogar Befehl,ollen französischen Truppen aus dem Wege zu gehen. „ Daily
Telegraph " bezeichnet den polnischen Aufstand als eine vor-
sätzlichr Herausforderung . Es kann dein Blatte zufolge kaum
angenommen werden, daß der Oberste Rat bereit sei, das ober¬
schlesischeProblem zu beendigen, während die Lage noch so ist,
daß ein Beschluß entweder erscheinen würde als eine Unter¬
werfung unter Korfantys Absichten, oder als eine Erlaubnis
an Deutschland, seinen Anteil mit Gewalt zu nehmen , was
zweifellos zu einem Kriege zwischen Deutschland und Polen
führen würde. Ein diplomatischer Berichterstatter des ..Daily
Telegraph " meldet, daß der Gedanke langsam an Boden ge¬winne , den Beschluß bezüglich Oberschlesiens dem Völkerbünde
zu überlassen. Die „Times " fordern im Interesse des euro¬
päischen Friedens weiter energische Anstrengungen , um den
ungerechtfertigten und törichten Aufstand zu unterdrücken. Das
Blatt schreibt , die Alliierten hätten es übernommen , Gesetz und
Ordnung in Oberschlesien zu wahren ; sie müßten ihre Pflicht
tun und ihr Wort halten . Korfanty und seine Anhänger for¬
derten die ganze Grundlage des Friedensbertrages von Ver¬
sailles heraus .

Lin krecker Lügner .
Der Rädelsführer der polnischen Aufständischen in Ober¬

schlesien , Korfanty , hat mit Hilfe der amtlichen polnischen
Funkstelle in Posen am 8 . Mai folgenden Funkspruch an den
Reichskanzler gesandt : Aus sicherer Quelle erfahre ich, daß
bewaffnete Orgeschleute und in Zivil gekleidete Reichswehr-
soldaten den Pfarrer Drozdek a us Kon stadt und ferner einen
gewissen Grub er und zwei andere Personen aus Konstadt so¬
wie den alten gebrechlichen Greis Szajcazi aus Karlsruhe
(Kreis Oppeln ) als Geiseln verschleppt haben . Ich habe bis
jetzt keine Geiseln genommen, weil ich das Geiselnehmen für
einen barbarischen Brauch halte . Wir haben lediglich Ge¬
fangene abgeführt , welche mit der Waffe in der Hand abge-
saht worden sind . Sie werden menschlich behandelt . Ich lasse
Eure Exzellenz wissen, daß, wenn die als Geiseln genomme¬
nen Polen nicht binnen 48 Stunden , d. h . bis Dienstag ,
den 1V. Mai , in ihre Wohnorte zurückgebracht worden sind,
ich am Mittwoch die doppelte Zahl der angesehensten Deut¬
schen in den von unseren Truppen besetzten Gebieten als
Geiseln in die Gefängnisse abführrn lasse.

Die Reichsregicrung hat eH aibgelehnt, mit dein Führer
der Aufständischen in Oberschlesien in irgendwelche Verhand¬
lungen einzutyeten . Der Funkspruch ist gestern morgen so¬
gleich dem deutschen Bevolknächtigtcn in Oppeln übermittelt
worden , damit von Hort aus der Tatbestand sestgestellt und
mit Hilfe der interalliierten Kommission die von Korfanty
anzedrohtrn Repressalien verhindert werden können. Wenn
Korfanty «brr behauptet, er habe keine Geisel» festnehmen
lassen, so muß in , Gegensatz dazu sestgestellt werden , daß in
zahlreichen Orten angesehene deutsche Bürger von den Insur¬
genten ols Geiseln festgesetzt nwrden sind und noch! sestge «
haltrn werden. Bon der interalliierten Kommission und vor»
der polnischen Regierung wurde die Freilassung dieser Gei¬
seln bereits vor drei Tagen gefordert. Im übrigen wird
durch diesen Funkspruch erneut sestgestellt , daß die Funken¬
stationen der polnischen Regierung sich zur Verbreitung von
Nachrichten aus dem Jnsurgrntenlager zur Verfügung stellen.
Auch hiergegen ist bei der polnischen Regierung vor einigen
Tagen bereits Einspruch erhoben werde"

Die Arbeitslosigkeit .
Rach einer im englischen Unterhaus« von seiten der Regie«

rung abgegebenen Erklärung betrug die Zahl der Arbritslosrw
am 39. April 1854 999, die der Arbeiter « st verkürzter Arbeit»«
-eit 1977 999. Am 1. April hatten die gleichen Zahlen gelautaß
1 599 999 beziehungsweise 888 999 .

Die »Morning Post" meldet aus Washington, daß dem am«
rikanischen „Economist" zufolge die Zahl der Arbeitslose« ichde« Bereinigten Staaten niemals so hoch war wie äuge» ,
blicklich . Die Regierung schätzt die Zahl der Arbeitslosen auf3 Millionen , die Arbeiterverbände schätzen sie jedoch auf « st«
bestens 5 Millionen . Der „ Economist" schreibt, die Ursache füll
die Arbeitslosigkeit in den Vereinigten Staaten dem auSlän «
bischen Wettbewerb zu.

Irurze polit . Nachrichten .
* Kriegsgefangenenlager Flavy lr Martrl . Deutsche Kriegs«,

gefangene , die bis zum Frühjahr 1918 in einem Kriegsge«
fangenenlager Flavy le Märtel (Westen) untergebracht waren ,werden gebeten, der Heeres-Friedenskommission des Reichs«
Wehrministeriums möglichst telegraphisch ihre jetzige Anschrift
Mitteilen zu wollen.

Radiscbe Illebersicbt .
Ikurze « achrichten aus Kaden.

Karlsruhe , 19 . Mai . Zu den Meldungen über die Samm¬
lung von Eisenbahnwagen aus Baden für die französischen
Ruhrtransporte teilt die Generaldirektion mit, daß sie die Zu¬
führung von Güterwagen zu Truppentransporten ins besetzte
Gebiet bis auf weiteres untersagt hat. Bezüglich der Abfüh¬
rung der in Waldhof stehenden Wagen ist die Eisenbahndirek¬
tion Mainz zuständig , da die Station Waldhos in deren Be»,
zirk gehört .

Am Samstag den 14. Mai werden die Güterhallcn und Gü »
terschalter bei den Stationen und Güterämtern im Eisenbahn-
Generaldirektionsbezirk Karlsruhe um 2 Uhr nachmittags ge¬
schlossen. Für Stationen aus schweizerischem Gebiet finden die
schweizerischen Bestimmungen Anwendung.

D2 . Mannheim , 19. Mai . Der Verband gemrinnützigrt?
Theater trat gestern hier zu seiner ersten Sitzung zusammen.
Es handelt sich uin die Hauptvertretung der deutschen Staats¬
theater . der in eigener Verwaltung geführten städtischen Büh¬
nen , der Wandertheater und Volkstheater. 82 Vertreter hat¬
ten sich zu der Tagung eingefunden. Oberbürgermeister Dr .
Kutzer-Mannheim betonte, die Ausgabe der gemeinnützigen
Theater bestehe darin , dazu beizutragen , daß die gemeinnützigen
Theater ihrer Aufgabe, dem deutschen Volke den Genuß wert¬
voller Bühnenwerke in guten Aufführungen darzubixten, in
möglichst vollkommener Weise gerecht werden.

Aus der Landeshauptstadt .
Ter Stadtrat beschloß die Herstellung eines Verbindungs¬

weges durch das alte Bahnhofgebäude zwischen Marien - und
Adlerstraße mit einem Kostenaufwand von 39 999 M . Dadurch
wird eine neue Verbindung zwischen Süd - und Mittelstadt
geschaffen, die im öffentlichen Verkehrsinteresse begrüßt wer¬
den darf .

Bevölkerungsstatistik . Die Zahl der Einwohner betrug an»!
31 . Dezember 1929 in Karlsruhe 138 179 gegen 142 942 im
Dezember 1913. Die Zahl der Eheschließungenstellten sich im
Jahre 1929 aus 2155 gegen 1959 im Jahre 1913, also über das
Doppelte . Die Zahl der Geburten betrug im, Jahre 1929 3433
( 1913 : 2945) , davon Lebendgeboreue 3371, darunter männliche
1695 , weibliche 1676 . Gestorben sind im Jahre 1929 1984
(1913 : 1877) darunter unter einem Jahre 349 . Unter den To¬
desursachen sind hervorzuheben ! Altersschwäche 135, Tuberku¬
lose der Lunge 243, Lungenentzündung 136, Influenza und
Grippe 84, Gehirnschlag 103, Herzschlag 69, Magen- und Darm¬
katarrh 64, Krebs 154, Selbstmord 24, Mord, Totschlag und
Hinrichtung 3, Verunglückung 59. Das erste Vierteljahr 1929
hat iin Gegensatz zu den ersten drei der Stadt Karlsruhe einen
Bevölkerungsgewinn gebracht , die Einwohnerziffer ist um 1949
Personen gestiegen.

Eine Hrbelgedächtnisseier veranstaltete am Vorabend de»
Geburtstags des Lichters der Karlsruher Liederkranz am
Hebeldcnkmal im Schlohgarten . Pfarrer Hindenlang feierte
in einer Gedächtnisrede Hebel als den, guten Geist unsere »
Volkes, der uns den rechten Weg zu uns selbst, zur Einfach¬
heit und zum Pflichtbewußtsein zeigen könne . Einige stim¬
mungsvolle Chorvorträge bildeten den Rahmen der schlichten
Feier .

Der erste Kinderzug für den Henberg. Am Donnerstag
den 12 . d . M . vormittags 191h Uhr. verläßt der erste Sonder¬
zug mit 799 Kindern , die in das Kinderheim Heuberg reisen,
den Hauptbahnhof . Aus der Stadt Karlsruhe befinden sich
369 Kinder bei dein Transport , 69 aus Ettlingen, 29 auS
Saarbrücken , die übrigen aus Mannheim/ Heidelberg, Pforz¬
heim und aus Norddeutschland.

Ltaatsanzeiger .
Ausbringung der Mittel für die Landeskohlenstelle brtr .
Für die Berechnung der von den gewerblichen Verbrauchern

zu erhebenden Beiträge bleiben gegenüber den inzwischen ein¬
getretenen Kohlenpreiserhöhungen die Kohlenpreise mass¬
gebend, die zur Zeit des Erlasses der Anordnung des Ministe¬
riums des Innern vom 6. September 1929 (Karlsruher Zei¬
tung vom 9. September 1929 Nr . 296) gemäss tz 61 der Aus»
führungsbestimmungen zum Kohlenwirtschaftsgesetz festgesetzt
waren .

Karlsruhe , den 6. Mai 1921.
Ministerium des Innern .
Der Ministerialdirektor :
I . A. r Föhrenbach . Braun ,

Das Generalkonsulat der Republik Cuba brtr .
Herr Luis Rvdriguez Embil ist seitens der cubanischen Regie ,

rung zum Eubanischen Generalkonsul sür Deutschland in Han«
bürg ernannt worden . Nachdem ihm namens des Reichs da»
Exequatur erteilt worden ist, wird er hiermit zur Ausübung
konsularischer Funktionen in Baden zugelaffen .

Karlsruhe , den 3. Mai 1921.
Kubisches StaatSministrriu « . „

Ministerialabteilung für Präsidialsachen, Reichs - und auld«
» artige Angelegenheiten.
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Dem den tfchen Beamten -Wirtschaft-Hund inBerlin wurde zu¬

gunsten der Beamtenerholungsheime und der Beamtenkinder¬
fürsorge die Genehmigung zur Sammlung von Geldspenden
durch Aufrufe . Werbeschreiben und Sammellisten insbesondere
auch durch Veranstaltung eine» Opfertage » innerhalb der Be¬
amtenkreise bis einschließlich 3». September 1921 für da» Land
Baden unter folgenden Bedingungen erteilt :

s ) die Genehmigung erstreckt sich nicht auf Sammlungen auf
öffentlichen Straßen und Plätzen ,

t>) da» Ergebnis der Sammlungen ist im Benehmen mit dem
Landeskartell Baden de» Deutschen Beamtenbunde » in Karls¬
ruhe zu verwenden.

Karlsruhe , den 4. Mat 1921.
vad . Ministerin » de» Innern .

I . B . : Arnold . Braun .

DK « st Württemberg nnh Hesse» gemeinschaftlichen Tnchver.
ftiinhigenknmmern brtr .

Durch Entschließung de» Württ . Herrn Staatspräsidenten
vom 29. April d. I . sind der ordentliche Professor an der philo¬
sophischen Fakultät der Universität Tübingen t)r . H . Schneider
zum ordentlichen Mitglied und stellvertretenden Vorsitzenden,der Berlagsbuchhändler Paul Schumann , Teilhaber der Firma
I . Engelhorn Rachf . in Stuttgart , zum ordentlichen Mitglied ,
und der Bermessungsinspektor Steinbronn , Leiter der Kupfer¬
stichstelle de» Württ . Statistischen Landesamtes in Stuttgart ,
zum stellvertretenden Mitglied der Sachverständigenkammer
für Werke der Literatur für Württemberg , Baden und Hessen
ernannt worden.

Die Genannten ersetzen die verstorbenen Professor vr .
»ermann von Fischer, Berlagsbuchhändler vr . Paul Siebeck

and Lithograph Max Seeger .
Karlsruhe , den 3. Mai 1921.

Justizministerium .
Der Ministerialdirektor :

Bernauer . Dietsche.

Bekanntmachung.
Die Bestimmung über die Verwendung Keiner Frachtbrief ,

muster und über deren Aufdruck sind mit der Maßgabe aus-
gehoben worden , daß die nach diesem Muster hergestellten
Frachtbriefe noch bis zum 91 . Dezember 1W1 verwendet
werden dürfen .

In der Bemerkung am oberen Rande der Frachchriefmust»
wird zwischen den Worten . Eigentumsmerkmale " und . de»
Wagens " eingeschaltet: „ sowie das Ladegewicht". Frachtbriefe
ohne diese Einschaltung dürfen noch bis zum 31 . Dezember
1921 verwendet werden.

In 8 60 Eisenbahnverkehrsovdnung werden die Fracht -
zuschläge bei unrichtiger Inhaltsangabe der von der Beför¬
derung ausgeschlossenen oder nur bedingungsweise zugelasse¬
nen Güter oder bei Außerachtlassung der Sicherheitsvor¬
schriften der Anlage O durchweg erhöht und im übrige «
die Bestimmungen wegen unrichtiger Inhaltsangabe auch auf
die unrichtige Angabe des Ladegewichts im Frachtbriefe aus¬
gedehnt.
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Fahrradindustrie Karlsruhe
Christian Kunzmann K .72
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Lar -Isruke .
Gemäß 8 28 der Statuten werden die Herren Ak¬

tionäre unserer Gesellschaft hierdurch zu der am
Dienstag, den 14 . Zuni 1SS1. nachmittags 4 W,

im Sitzungssaal ? des Bankhauses Belt L . Hamburger
in Karlsruhe , stattfindenden K.201

MntWN KMlllllUllllWllW
eingeladen .

Tagesordnung :
1. Vorlegung der Mlanz , der Gewinn - und Ver¬

lustrechnung sowie des Geschäftsberichts deS Vor¬
standes und des Berichts des Aufsichtsrats.

2 . Beschlußfassung über die Genehmigung der Jah¬
resbilanz » über die Gewinnverteilung und über
die dem Vorstände und dem Aufsichtsrate zu er.
teilende Entlastung .

3. Beschlußfassung über die Annahme deS Ange¬
bots der Allianz Berstcherungs-Aktien-Gesellfchaft
in Berlin auf Übernahme der gesamten Aktiva
und Passiva der Badischen Feuerversicherungs -
Bank unter Ausschluß der Liquidation .

Zur Teilnahme an der Generalversammlung sind
nur diejenigen Aktionäre berechtigt, welche im Besitze
einer von der Gesellschaft ausgestellten Eintrittskarte
sind . Die Eintrittskarte wird solchen Aktionären zu¬
gestellt, welche im Aktienbuch eingetragen find und
welche ihre Teilnahme an der Generalversammlung
unter Angabe der Nummern der Aktien der Gesell-
schast schriftlich angezeigt haben. Diese Anzeige mutz
spätesten» am dritten Werktage vor der Generalver¬
sammlung — 10. Juni 19S1 — im Besitze der Gesell¬
schaft sein (8 29 der Statuten ).

Karlsruhe , den 10. Mai 1921.
Der AnfsichtSrltt,

W . Hoffmann , Vorsitzender.
- ie Stelle de»

tcc Stadt Offenburg wird hiermit zur Bewerbung
ausgeschrieben-

Bewerbungen wollen unter Angabe der persönlichen
Verhältnisse, der bisherigen Tätigkeit sowie der Gehalts -
ansprüche bis längstens 31 . d- Mt», hierher eingereichtwerden.

lyffenburg , 9. Mai 1921 .
Statztrat .

Holler . K20S
In gr. Stadt Nähe Karlsruhe K203

Villen - Anwesen
m 10 Zimmern . Nebenr .» el . Licht. Ta », Warmwasser¬
heizung, Linoleum und Pitschböden, wcgzugshalber sof.
zu verkaufen. Ernste Reflektanten och. Aufschluß unt .
»k 1S67 ^ IsoLLvi * L vo .
Immobilien , München , Prielmayerstr . 10 . Tel 5IL19.

Maschinenfabrik
Badenia

vom . Am. Platz W »k. A. -S.
Mniihei « (Weil).

Die Aktionäre unserer
Gesellschaft laden wir zu
der am K.206
Samstag , 1. Juni 1921

vormittags 1v Nh»,
in den Geschäftsräumen
zu Weinheim stattfinden¬
den

außerordentlichen
Generalversammlung
ein.

Tagesordnung :
1 . Beschlußfassung über

die Erhöhung des Grund¬
kapitals von nominell M.
4000 000 — auf Dtark
8 500000.— durch Ausga-
be von 4000 Stammaktien
zu je M!. 1000 .—, sowie
M . 500000 .— 6/a Bor-
zugSaktien mit mehrfa¬
chem Stimmrecht , beide
auf den Inhaber lautend ,
und Festsetzung der Mo¬
dalitäten hierführ .

2. Änderung der Sat¬
zung .

8 4. Erhöhung deS
Grundkapitals .

88 15 u . 16. Einberu .
fung und Beschlußfähig¬
keit des Aufsichtsrates.

8 80. Beschlußfähig¬
keit der Generalver¬
sammlung .

§ 23 Abs . 4 erhält
folgenden Zusatz:

Die auf der AufsichtS-
ratsvergütung lastende
Abgabe trägt die Ge¬
sellschaft .
Zur Teilnahme an der

Generalversammlung find
diejenigen Aktionäre be¬
rechtigt, welche ihre Ak¬
tien oder eine mit den
Nummern der Aktien ver.
sehene Bescheinigungüber
die erfolgte Hinterlegung
bei einem deutschen Notar
spätestens bis
Mittwoch, 1. Juni 1921,

nachmittag» z Uhr,
bei der Gesellschaftskaffe in
Weinheim oder den Bank¬
häusern : Rheinische Kre¬
ditbank in Mannheim u.
deren Zweigniederlassun¬
gen und Pfälzische Bank
in Ludwigshafen a . Rh.
und deren Zweignieder¬
lassungen hinterlegen .

W e i n h e i m,
den 10. Mai 1921.
Maschinenfabrik Badenia
vorm. Wm . Platz Söhne

A.-G.
M . Platz . » . v. Arndt.

L . Honold.

StMWslH.
Junger Statschretber ,

21 Jahre alt . welcher auch
im kaufmännischenFach be-
wandert ist , sucht Stellung
auf Bureau gleich welcher
Art . Prima Zeugnisse zu
Diensten . Offerten unter
K. 1S3 an die Expedition
der Karlsruher Zeitung .

AuMMMiii
Abbildungen , Schnittmuster
und Stickereivorlagen .

Preis Mk. 3 .20

Herausgegeben von der

Werbestelle für deutsche Frauenkultur
Vereine, Organisationen usw . erhalten
bei Bezug größerer Partien einen

steigenden Rabatt .
« . Brauusche Hofbuchdruckerei und Verlag ,

Karlsruhe (Bade»)
Karlfriedrichstraße 14.

In kl- Stadt , Nähe
Karlsruhe , rentables

Fuhrwerks-
Unternehmen

m. leb . u . tot - Jnv ., hoh .
Reingew-, Übernahme
sof ., s. preisw . zu ver-
kaufen. Aufschluß unt -
Nr . 1566 erteilt K204
I^ luolrlui ' ckc Oo »,
Immobilien ,M ü n ch e n,

Prielmaherstraße 10,
Teleph. 5151S.

Bei der Gemeinde Knie¬
lingen» Amt Karlsruhe , ist
die Stelle eines

MWlMistM
bis 1. Juli 1821 zu be¬
setze «. K.183L.

Geeignete Bewerber aus
dem Verwaltungsdienst
wollen ihre Gesuche un¬
ter Beifügung eines Le¬
benslaufes und Angabe
der Gehaltsansprüche an
den Gemeinderat Knie»
linge« z. H . des Gemein¬
derats Hauer , Feldstr . 12
bis längstens 25. Mai
1921 einreichen.
Knielingen , 80. April 1921.

Der Gemeinderat .

Grab -, Maurer -, Stein -
Hauer-, Zimmer -, Dachdek -
ker-, Blechner-, Verputz -,
Glaser -, Schreiner - Schlos¬
ser» und Anstreicherarbei-
trn , zur Herstellung von
Stockaufbauten auf die
Zwischenbauten des Loko¬
motivschuppens / c im
Bahnhof Offenburg , sind
auf Grund der Bestim¬
mungen über das Ver -
dingungswesen zu verge¬
ben. Die Verdingungsun¬
terlagen liegen auf dem

Dienstzimmer unserer
Hochbaubahnmeisterei zur
Einsicht auf . Angebotsab-
drucke dort erhältlich. Die
Angebote find verschlossen ,
postfrei, mit der nötigen
Aufschrift versehen, bis
Mittwoch, de» 25. Mal ,
vorm. 19 Uhr, bei uns
einzureichen. L.149L1
Offenburg , 9. Mai 1921.

Bahnbauiuspektlou .

Grab -, Maurer -, Zim-
mer-, Dachdecker- u . Blech ,
«erarbeite » zur Versetzung
des Holzschuppens für Lo.
komotivanfeuerholz beim
Lokomotivschuppen -1 im
Bahnhof Offenburg sind
auf Grund der Bestim¬
mungen über das Ver-
dingungSwesen zu verge¬
ben. DK Berdingungsun -
terlagen liegen auf dem
Dienstzimmer unserer
Hochbaubahnmeisterei zur

Einsicht auf ; Angebots .
Vordrucke dort erhältlich.
Die Angebote find ver¬
schlossen, postfrei, mit der
nötigen Aufschrift ver¬
sehen, bis Donnerstag ,
den 19. Mai , »orm. 10
Uhr, bei uns einzureichen.
Offenburg , 6. Mai 1921 .

Bahnbauinspektion.

MliHnW zim
WIM«.

Die Rheinbauinfpektion
Offenbur , vergibt die freie
Lieferung von 1209 cdm
Rheinbausteineu in 4 Lo-
sen für die Strecke Otten -
Heim-Freistett . Maßgebend
für die Verdingung ist die
Verordnung des Finanz¬

ministeriums vom 3. Ja¬
nuar 1907 . Lieferungsbe¬
dingungen und Angebots.
Vordrucke liegen bei den
Dammeistern in Otten¬
heim, Kehl und Freistett
auf . Angebote längstens
bis Samstag , den 14. Mai
d . J „ vorm. 9 Uhr, an die
Inspektion . X.137 .2 .

VerlangenTie

FWengerblinrieMrkaus
Das Forstamt Herren -

wies in Forbach (Baden)
verkauft freihändig den
diesjährigen Anfall an
Fichtengerbrinden geschätzt

zu 1000 Zentner . Ange¬
bote ab Wild bis 25 . Mai
erbeten . Zk.150

Am Samstag , den 14.
Mai, werden die Güter¬
hallen und Güterschalter
bei den Stationen u . Gü.
terämtern im Eisenbahn-

-lHeneraldirektionsbezirk
Karlsruhe um 2 Uhr
nachm , geschloffen. Für
Stationen auf schweizeri -
schein Gebiet finden die
schweizerischen Bestimmun¬
gen Anwendung . X.163
Karlsruhe , 10. Mai 1921.

Eisenbahn -General -
dirrktion.

Meins -ReMer.
Dnrlach . Vereins register.

Eingetragen wurde : Fuß¬
ballklub Viktoria 199«
mit Sitz in Berghausen .
Amtsgericht Durlach.
Ettlingen . X.162

Im Vereinsregister wur¬
de unter O. -Z. 18 der
„Verein Jugendhilfe Ett -
lingen" in Ettlingen ein¬
getragen .

Ettlingen , 4 . Mai 1921.
Gerichtsschreiberei des

Amtsgerichts.

f8i. gsrö 8l.

versekieii . Preislagen
otten u. adgepackt

Uiseliung
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Zentral-Giiterrechts-Register für Baden.
Bühl. X.161

Güterrechtsregistereintra¬
gung Band ll Seite 469 :
Will , Ferdinand , Stein ,
metz, und Fritz . Charlotte
in Steinbach . Vertrag vom
28 . April 1921 . Errun -
«enschastsgemeinschaft des
BGM . Das Beibringen
der Ehefrau , bestehend in
beweglichen Sachen im
Anschlag von 24 009 Mk„
sowie in Forderungen u.
Wertpapieren im Nenn¬
wert von zusammen 44600
Mark, ferner alles von
ihr bei Lebzeiten oder von
Todeswegen unentgeltlich
erworbene Vermögen wird

fil» deren Vorbehaltsgut
erklärt .

Bühl . 10. Mai 1921 .
Der Gerichtsschreiber
Bad . Amtsgericht- 2.

Bruchsal. X.112
Güterrechtsregisterrintrag

Band Hl Seite 33 : GiIn¬
der, Alois , Bahnarberter
in Mingolsheim , und JLa
geh . Sieber . Vertrag vom
15. April 1921 : Errungen »
schaftsgemeinschast des B.
GB . DaS eingebrachte
Gut dev Ehefrau und al¬
le» Vermögen , was sie
küpftig durch Erbfolge »
Vermächtnis !, Pflichtteil
oder Schenkung unter Le¬
benden erwirbt , ist znm
Vorbehaltsgut erklärt .
Bruchsal, 30. April 1921.

Amtsgericht.
Bruchsals X.113

Güterrechtsregistereintrag
Bd . III S . 34 : « lbrecht,
Marl . Schlosser in Lan -
genbrückeu , und Klara
Eva geb. Wall . Vertrag
vom 20 . April 1921 : Er -

rungenschaftsgemeinsthaft
deS BGB . Das einge¬
brachte Gut der Ehefrau ,
sowie alle» Vermögen,
was dieselü« noch durch

Erbschaft, Schenkung,
Pflichtteil oder Vermacht,
nis erwirbt , ist als Vor¬
behaltsgut erklärt .
Bruchsal, 30. April 1921.

Amtsgericht.

Heidelberg. X.84
Güterrechtsregisterein¬

träge :
Band Vl Seite 443 .

Hosmann , Eduard , Lage¬
rist in Heidelberg, und
Margareta geb . Müller .
Vertrag vom 25. April
1921 . Gütertrennung .

Seite 444 . Gißler , Bern¬
hard , Weinhändler und
Küfer in Heidelberg» und
Lina geb . Schuh . Ber -
trag vom 26 . April 1921.
-Gütertrennung .
Heidelberg, 3. Mai 1921.

Amtsgericht 5.

Mannheim . L.145
Zum Gülerrechtsregistec

Band XlV wurde heute
eingetragen :

Seitq 319 : Philipp
Schöck , Former , und Ma¬
rie Rosina geb . Biehler
in Mannheim - Waldhof.
Vertrag vom 30. April
1921 . Gütertrennung .
Mannheim , 7 . Mai 1921.
Bad. Amtsgericht B. G . 4.

Pforzheim . L.93
Güterrechtsregisterein¬

trag . Jakowskh, Emil , In¬
haber eines Bijouteriege .
schäfts zu Pforzheim , und
Magdalena geborene Lutz .
Vertrag vom 10. Januar
1921 . Errungenfchaftsge -
meinschaft, Vorbehaltsgut
der Frau sind : a) Das im
Vertrage näher bezeichne -
te Vermögen laut vorlie¬
genden Verzeichnisse sowie
die im Vertrage angege¬
benen Rechte, Ansprüche
und Forderungen ,

d) Alles, was die Frau

künftig noch nach 8 1521
BGB . erwirbt .

Amtsgericht Pforzheim ,
Pforzheim ! XK1

Miterrechtsregisterein .
trag . Leins, Otto . Kauf¬
mann zu Pforzheim , und
Gertruds geb . Wolf. Ver¬
trag vom 22. April 1921.

Errungenschaftsgemein¬
schaft . Vorbehaltsgut detz
Frau ist : a ) Das im Ver.
trage näher bezeichnet «
Vermögen laut vorliegen¬
dem Verzeichnisse . l>) Al¬
ks Vermögen, welches die
Frau von Todeswegen
oder mit Rücksicht aus ein
künftiges Erbrecht, durch
Schenkung oder als Aus¬
stattung erwirbt .

Amtsgericht Pforzheim .
Rast- tt . X.87

In das GüterrechtSregi -
ster Band U Seite 256
wurde heute eingetragen :
Kleinhirns, Leopold, Fuhr -
mann , und dessen Ehe¬
frau Maria Theresia geb.
Kinz in Rastatt . Vertrag
vom 28. April 1921 . Gü¬
tertrennung gemäß 88
1426 ff. BGB . unter Auf-
Hebung der Verwaltung
u . Nutznießung des Ehe.
mannes an dem VerrnL-
gen der Ehefrau .

Rastatt . 29. April 1921 .
Amtsgericht._

Schwetzingen, T.114
Güterrechtsregistereintrag

Band ill zu Seite 370:
Zimmermann , Eugen ,

Schuhmacher in Schwet-
Aingeix. und Sofie geb.
Schleich. Vertrag vom 24.
Mjärz 1921 . Errungen¬
schaftsgemeinschaft mit
Vorbehaltsgut . Die

^
Be¬

schränkung der Schlüssel,
gewalt der Ehefrau wur¬
de aufgehoben.
Schwetzingen, 6. Mai 1981.

Amtsgericht 2.
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